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Entwurf eines Eckpunktepapiers zur Novelle 
des EEG  - UPDATE  
Die Bundesregierung hat den ersten noch inoffiziellen Entwurf eines Eckpunkte-
papiers für die Novellierung des EEG vorgelegt (Entwurf vom 17./21.01.2014). 
Der Entwurf zeigt in vielerlei Hinsicht die Grundsätze der beabsichtigten EEG-
Novelle sowohl im Bereich der Ausgestaltung der Förderung von Investitionen 
in Erneuerbare Energien als auch der Verteilung der entsprechenden Förder-
kosten auf. Nachfolgend werden wir die wesentlichen Aspekte des Entwurfs des 
Eckpunktepapiers zusammenfassen.  

 

UPDATE: Inzwischen liegt auch die Anlage zum Eckpunktepapier vor, in der 
eine ganze Reihe von entscheidenden Details konkretisiert wird. Beigefügt 
finden Sie die Inhalte dieser konkretisierenden Anlage als UPDATE unseres 
ursprünglichen Renewables Letter Nr. 12 unmittelbar an der entsprechenden 
Textstelle als wörtliches Zitat in einer Textbox eingefügt.  

 

I. Zielsetzung der EEG-Novelle 
In der Einführung des Eckpunktepapiers formuliert die 
Bundesregierung die Absicht, die Energiewende mit einem 

stetig wachsenden Anteil Erneuerbarer Energien an der 
Stromerzeugung planvoll fortzuführen. Bereits mit dieser 
Einleitung bringt die Bundesregierung zum Ausdruck, dass 
sie zwar beabsichtigt, den Ausbau der Erneuerbaren 
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Energien weiterhin fördern zu wollen, diesen jedoch 
("planvoll") deutlich stärker steuern will. Dieses Vorhaben 
zieht sich sodann durch das gesamte Eckpunktepapier, 
insbesondere wird dies durch die Vorgaben zu einem 
technologiespezifisch bezogenen Ausbaukorridor deutlich 
(dazu siehe unten II. und III.). Dementsprechend werden 
von der Bundesregierung auch die bereits jetzt im § 1 
Abs. 2 EEG 2012 normierten Ausbauziele der Höhe nach 
nicht nach unten relativiert. In der Einführung des 
Eckpunktepapiers wird jedoch nunmehr klargestellt, dass 
die Bezahlbarkeit und die Versorgungssicherheit 
sichergestellt werden müssen. Auch wenn damit die 
Ausbauziele nicht ausdrücklich reduziert werden, wird 
damit doch deutlich, dass der Ausbau unter dem 
einschränkenden Vorbehalt der Bezahlbarkeit und der 
Versorgungssicherheit steht.  

Die kurzfristige Reform des EEG wird als Hauptaufgabe der 
Bundesregierung zur Gestaltung der Energiewende einge-
schätzt. Darüber hinaus sollen jedoch kurzfristig auch "die 
Entwicklung eines zukunftsfähigen Strommarktdesigns, die 
Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen für die Kraft-
Wärme-Kopplung, die Umsetzung der Energieeffizienz-
Richtlinie, die Weiterentwicklung der Netzreserve, die 
Modernisierung der Verteilernetze und die weitere 
Beschleunigung des Netzausbaus sowie die Vollendung 
des Energiebinnenmarkts" angegangen werden. Im 
Übrigen wird in dem Entwurf angekündigt, mittelfristig einen 
zweiten Markt für das Vorhalten von Kapazitäten zu 
schaffen, um auch in Zeiten hoher Nachfrage die 
Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Weder das 
Zeitfenster noch die nähere Ausgestaltung eines solchen 
Kapazitätsmarkts werden jedoch konkretisiert. 

 

II. Grundsätze der EEG-Reform 
Die EEG-Reform soll nach dem Eckpunktepapier folgenden 
Grundsätzen folgen:  

• "Der Ausbaukorridor für erneuerbare Energien 
wird im Gesetz verbindlich festgelegt. 

• Die Instrumente zur wirksamen Steuerung des 
Ausbaus werden technologiespezifisch 
ausgestaltet. 

• Der Ausbau der erneuerbaren Energien wird auf 
die kostengünstigen Technologien konzentriert. 

• Bestehende Überförderungen werden abgebaut, 
Boni gestrichen und die Förderung durchgehend 
degressiv ausgestaltet. 

• Ab 2017 soll die Förderhöhe über Ausschrei-
bungen ermittelt werden. Zur besseren Markt-
integration der erneuerbaren Energien wird eine 
verpflichtende Direktvermarktung eingeführt. 

• Alle Stromverbraucher werden angemessen an 
den Kosten beteiligt, dabei darf die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der stromintensiven In-
dustrie nicht gefährdet werden. 

• Die Reform des EEG wird europarechtskonform 
ausgestaltet. 

• Das EEG wird deutlich vereinfacht." 

Ebenso soll eine Konzentration der besonderen 
Ausgleichsregelung auf stromintensive Unternehmen im 
internationalen Wettbewerb (dazu unter VI.) und eine 
ausgewogene Regelung für die Eigenproduktion von Strom 
(dazu unter VII.) gefunden werden. Der Vertrauensschutz 
für Bestandsanlagen soll gewahrt bleiben.  

III. Grundstruktur und Instrumente der 
Förderung Erneuerbarer Energien 

Kernelement des Eckpunktepapiers ist das neue Förder-
konzept für Investitionen in Erneuerbare Energien. 
Abweichend vom bestehenden EEG werden nunmehr 
verbindliche Ausbaukorridore in Kombination mit einem 
so genannten atmenden Deckel für sämtliche 
Technologien festgelegt. Darüber hinaus sollen zukünftig 
sämtliche Anlagen in einem Anlagenregister registriert 
werden. Grundsätzlich würde damit die Grundstruktur der 
Förderung auch für die übrigen Energieträger nach dem 
System ausgerichtet, welches bereits jetzt für die 
Photovoltaik im Gesetz verankert ist.  

Schließlich soll in Abkehr von der festen Einspeise-
vergütung die verpflichtende Direktvermarktung Schritt 
für Schritt eingeführt werden. Die verpflichtende Direkt-
vermarktung soll gelten:  

• ab 2015 für alle Neuanlagen mit einer Leistung ab 
500 kW, 

• ab 2016 für alle Neuanlagen mit einer Leistung ab 
250 kW und  

• ab 2017 für Neuanlagen mit einer Leistung ab 100 
kW.  
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Kleinere Anlagen sollen hingegen nach dem derzeitigen 
Konzept nicht zur Direktvermarktung verpflichtet werden. 
Offen ist insoweit, ob in Bezug auf PV-Anlagen eine 
Regelung vergleichbar dem bisherigen § 6 Abs. 2 und 3 
EEG 2012 aufgenommen werden soll, nach der die 
einzelnen Panel einer PV-Anlage zur Bemessung der 
Anlagenleistung zu einer Anlage zusammenzufassen sind. 
Das Eckpunktepapier äußert sich dazu nicht. Ausweislich 
des Eckpunktepapiers soll die Managementprämie entfallen; 
stattdessen sollen die Vermarktungskosten, die über die 
Managementprämie ausgeglichen werden sollen, direkt in 
der Vergütungshöhe berücksichtigt werden.  

 

UPDATE:  

"3. Verpflichtende Direktvermarktung 

• Die gleitende Marktprämie wird verpflichtend. 
Die Einführung erfolgt stufenweise, damit sich 
alle Marktakteure darauf einstellen können. 
Folgende Anlagen müssen ihren Strom direkt 
vermarkten: 

o ab Inkrafttreten des neuen EEG: alle 
Neuanlagen ab 500kW, 

o ab 2016: alle Neuanlagen ab 250kW 
und 

o ab 2017: alle Neuanlagen ab 100kW. 

• Die Managementprämie entfällt. Die 
Vermarktungskosten werden in die 
Vergütungen in einer Größenordnung von 
0,2Cent/kWh und bei Wind und PV wegen der 
höheren Ausgleichsenergiekosten 
(Prognosefehler) in einer Größenordnung von 
0,4Cent/kWh eingepreist." 

 

Des Weiteren soll eine so genannte Ausfallvermarktung 
eingeführt werden. Danach sollen Anlagenbetreiber in der 
Direktvermarktung ihren Strom einem Ausfallvermarkter 
andienen können und im Gegenzug hierfür 80 % des Wer-
tes erhalten, den sie insgesamt in der Marktprämie erzielt 
hätten. Die Ausfallvermarktung zielt nach dem Eckpunkte-
papier darauf ab, die Einnahmerisiken durch Ausfall des mit 
der Direktvermarktung vertrauten Dienstleisters zu 
reduzieren. Das Eckpunktepapier definiert jedoch weder, 
wer als Ausfallvermarkter fungieren soll (Netzbetreiber oder 
sonstiger zu bestimmender Dritter?), noch unter welchen 

näheren Bedingungen die Ausfallvermarktung in Anspruch 
genommen werden kann.  

Im Übrigen müssen nach dem Eckpunktepapier in Zukunft 
alle neuen Anlagen zwingend fernsteuerbar sein. Dies 
dürfte sich auf die Möglichkeit für den Direktvermarkter 
beziehen, mittels Fernsteuerung die Anlagensteuerung zu 
übernehmen. Bisher erhält der Anlagenbetreiber für diesen 
Fall nach der Managementprämien-Verordnung einen 
Aufschlag auf die Managementprämie.  

Das Eckpunktepapier formuliert zudem das Ziel, die Förder-
höhe ab dem Jahr 2017 durch Ausschreibungen zu 
ermitteln (in Abkehr von der bisherigen Praxis der gesetz-
geberischen Festlegung auf der Grundlage vonv 
orbereitenden Sachverständigengutachten). Um dies-
bezüglich zunächst Erfahrungen sammeln zu können, soll 
im Bereich der PV-Freiflächenanlagen für eine Größen-
ordnung von jährlich 400 MW installierte Leistung (und 
damit dem gesamten Ausbaukorridor für Freiflächen-
anlagen) das Ausschreibungsverfahren getestet und 
anschließend evaluiert werden. Einzelheiten zum genauen 
Ablauf des Ausschreibungsverfahrens finden sich in dem 
Eckpunktepapier noch nicht.  

 

UPDATE:  

" 4. Ausschreibung 

• Die erste Ausschreibungsrunde erfolgt 
spätestens 2017. Als Vorbereitung für 
diesen Systemwechsel sollen mit 
mindestens einem Pilotvorhaben 
Erfahrungen gesammelt werden. Im neuen 
EEG werden die Grundlagen für eine 
Ausschreibung für PV-Freiflächenanlagen 
geschaffen. Dieses Modell wird unmittelbar 
nach der EEG-Novelle durch eine 
Verordnung konkretisiert. 

• In dem Pilotvorhaben soll jährlich eine 
installierte PV-Leistung in der 
Größenordnung von 400MW 
ausgeschrieben werden. Damit wird die 
gesamte Förderung von Freiflächen auf 
Ausschreibungen umgestellt." 
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IV. Energieträgerspezifische 
Fördersätze/Ausbaukorridor 

Der Ausbaukorridor sowie erste Hinweise zu den energie-
spezifischen Fördersätzen können nachfolgender Tabelle 
entnommen werden:  

 

 

 

 

 

Windenergie 
Onshore 

Windenergie 
Offshore 

Photovoltaik Biomasse Wasserkraft und 
Geothermie 

Ausbaukorridor:  
bis zu 2.500 MW/a 

Ausbaukorridor: 
Bis 2020: 6,5 GW; 
Mengensteuerung – 
Vorzug für Projekte 
mit unbedingte 
Netzanbindungs-
zusage 
Ab 2020: 2 OWP/a; 
Ausschreibungs-
verfahren o.ä. 
Bis 2030: 15 GW 

Ausbaukorridor:  
2.500 MW/a 

Ausbaukorridor:  
100 MW/a 

Ausbaukorridor: 
nicht erforderlich 

Vergütung:  
Atmender Deckel 
2015: Vergütung 10-
20% unter der des 
Jahres 2013  
Entfallen von 
Repowering-Bonus 
und Systemdienst-
leistungsbonus 
Überförderung an 
windstarken Stand-
orten wird abgebaut, 
Sicherstellung, dass 
an Binnenlandstand-
orten Betrieb wirt-
schaftlich stattfinden 
kann – Weiterent-
wicklung des 
Referenzertrags-
modells 

Vergütung: 
Stauchungsmodell 
wird bis 31.12.2019 
ausgedehnt,  
Vergütung in 2018 
und 2019 sinkt um je 
1 ct/kwh,  
Degression im Basis-
modell wird geringer 
ausfallen als im 
Stauchungsmodell 

Vergütung:  
Fortführung des 
bestehenden 
Systems. 
Auswirkungen der 
Neuregelungen zum 
Eigenverbrauch zu 
berücksichtigen 

Vergütung:  
Begrenzung auf 
Abfall- und Reststoffe 
Erweiterungen wer-
den nur noch nach 
dem zum Zeitpunkt 
der Erweiterung 
geltenden EEG und 
damit geringer 
vergütet 
Gasaufbereitungs-
bonus entfällt  
Stärkere Absenkung 
bei Überschreitung 
des Ausbaukorridors 
Stärkere Anreize zur 
flexiblen Fahrweise 

Vergütung:  
Förderung der 
Geothermie wird im 
Grundsatz fortgeführt, 
nur Technologie-
bonus entfällt 
Voraussetzungen für 
Wasserkraftförderung 
werden vereinfacht 
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Für den Bereich Windenergie Onshore bedeutet der 
Ausbaukorridor eine erhebliche Entschleunigung des 
Ausbaus der vorhandenen Kapazitäten. Für erhebliche 
Diskussionen dürfte auch die Streichung des Repowering-
Bonus sorgen. Gerade im Bereich des Repowering alter 
Anlagen wurde ein erhebliches Ausbaupotenzial gesehen, 
ohne hierfür neue Standorte erschließen zu müssen. Völlig 
unklar ist auch noch, wie die Regelung zur 
standortbezogenen Förderung aussehen soll. Hier ist zu 
erwarten, dass das ohnehin schon komplexe 
Referenzertragsmodell noch einmal erheblich aufgeladen 
wird. 

 

UPDATE:  

[Ausbaupfad] 

"Windenergie an Land 

• 1. Schritt:  indirekte Mengensteuerung über 
einen „atmenden Deckel“. Mit diesem 
„atmenden Deckel“ wird die Degression wie 
folgt neu gestaltet: 

• Der Betrachtungszeitraum beträgt jeweils 
12 Monate (quartalsmäßige rollierende 
Betrachtung, wie beim bestehenden 
atmenden Deckel bei PV). 

 Der Zubau im Betrachtungszeitraum 
bestimmt die Höhe der Degression der 
Anfangs- und Grundvergütung für Anlagen, 
die 12 Monate später in Betrieb 
genommen werden. 

• Die Degression wird auf die Quartale 
verteilt, die Förderhöhe wird jeweils zum 
Quartalsbeginn geändert. 

• Der Zielkorridor beträgt 2,4–2,6GW. 

• Bewegt sich der Zubau in diesem Korridor, 
beträgt die Degression pro Quartal 0,4 
Prozent. Dies entspricht effektiv einer 
Degression von 1,59 Prozent pro Jahr. 

•  Bei Über- und Unterschreitung des 
Korridors erfolgt eine Anpassung der 
Degression. Die Degression wird in 
200MW-Stufen gestaffelt, und zwar in den 
ersten zwei Stufen um 0,1 Prozentpunkte 
pro 200 MW, danach dreimal um 0,2 
Prozentpunkte. Dies gilt spiegelbildlich 

sowohl für eine Über- als auch eine 
Unterschreitung des Korridors. 

• 2. Schritt (ab 2017): direkte Mengensteuerung 
über Ausschreibung (siehe unten)." 

 

[Förderung] 

"5. Wind an Land 

• Die Förderung wird gekürzt: 

o Der Repowering-Bonus und der 
Systemdienstleistungs-Bonus werden 
gestrichen. 

o Im Rahmen des zweistufigen 
Referenzertragsmodells wird die 
bestehende Überförderung insbesondere an 
windstarken Standorten abgebaut: (Die 
Anfangsvergütung wird im Rahmen des 
Gesetzgebungsverfahrens festgelegt.) Diese 
Vergütung wird fünf Jahre gewährt. Danach 
wird die Standortqualität der 
Windenergieanlage überprüft. Die 
Anfangsvergütung wird anschließend in 
Abhängigkeit von der Standortqualität 
weitergewährt: Bei 77,5 Prozent-Standorten 
wird sie für die folgenden 15 Jahre gewährt; 
ab 130 Prozent-Standorten endet die 
Anfangsvergütung unmittelbar mit Ablauf der 
ersten fünf Jahre. Die Verlängerung der 
Anfangsvergütung zwischen diesen beiden 
Standortgüten erfolgt linear. Nach Ablauf der 
Anfangsvergütung wird die Vergütung auf 
4,95Cent/kWh abgesenkt. 

o In diesen Vergütungssätzen sind die Kosten 
der Direktvermarktung (siehe oben) jeweils 
enthalten. 

• Im Ergebnis liegt damit die Vergütung, die 
durchschnittlich über die 20jährige Laufzeit 
gewährt, wird, im Jahr 2015 an ertragreichen 
Standorten um 10 bis 20 Prozent unter dem 
Niveau vom Jahr 2013. 

• Im Übrigen wird die Degression zubauabhängig 
ausgestaltet („atmender Deckel“, siehe oben)." 
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hinsichtlich der Windenergie Offshore soll zwar offen-
sichtlich an bereits genehmigten Projekten mit einer unbe-
dingten Netzanbindungszusage festgehalten werden. Auch 
die Verlängerung des Stauchungsmodells wird dazu 
beitragen, den Ausbau der Offshore-Windenergie nicht 
gänzlich zu stoppen. Ob und wie hier eine Priorisierung der 
Projekte angesichts des Ausbaukorridors von 6,5 GW bis 
2020 erfolgen muss, ergibt sich aus dem Papier jedoch 
nicht. Dies dürfte auch im Hinblick auf die angekündigte 
Reduzierung der Vergütung beginnend ab 2018 relevant 
werden.  

 

UPDATE:  

[Ausbaupfad] 

"Windenergie auf See: 

Bis 2020: direkte Mengensteuerung über die 
Netzanschlusszusagen 

Bis 2030: Ausschreibung oder andere geeignete, 
kosteneffiziente Instrumente" 

 

[Förderung] 

"6. Wind auf See 

• Das Stauchungsmodell wird um zwei Jahre bis 
zum 31. Dezember 2019 verlängert. 

• Die Degression wird neu gestaltet. Ziel ist es, 
die zu erwartende Technologieentwicklung 
angemessen abzubilden und zugleich die 
Attraktivität des Basismodells sicher zustellen 
und schrittweise zu erhöhen, um Brüche beim 
Auslaufen des Stauchungsmodells zu verhindern: 

o Stauchungsmodell: 

 2017: 19,0 Cent/kWh 

 2018: 18,0 Cent/kWh 

 2019: 17,0 Cent/kWh 

o Basismodell: jährliche Absenkung um 
0,5Cent/kWh ab 2017, das heißt: 

 2017: 15,0 Cent/kWh 

 2018: 14,5 Cent/kWh usw. 

• Hinzu kommt jeweils die Vergütung von 
0,4Cent/kWh für die Direktvermarktung." 

Für die Photovoltaik dürfte sich die größte Veränderung 
vor allem aus der Einbeziehung des Eigenverbrauchs in die 
EEG-Pflicht ergeben. Denn schon jetzt ist die Errichtung 
von PV-Anlagen insbesondere dort lukrativ, wo eine ent-
sprechende Verbrauchsstelle vorliegt. Werden größere PV-
Anlagen in die EEG-Pflicht einbezogen, könnte dieses die 
Wirtschaftlichkeit entsprechender Versorgungslösungen 
beinträchtigen. 

Die Begrenzung der Biomasse-Förderung auf Abfall und 
Reststoffe knüpft an die bereits unter dem EEG 2012 
erfolgte Förderreduzierung an.  

 

UPDATE:  

[Ausbaupfad] 

"Bioenergie 

• indirekte Mengensteuerung dadurch, dass 
sich automatisch die Degression auf 5 
Prozent erhöht, wenn in einem Jahr mehr als 
100MW neu installiert worden sind. Dafür wird 
die Degression wie folgt neu gestaltet: 

• Die bisherige Degression wird auf die Quartale 
verteilt, die Förderhöhe wird jeweils zum 
Quartalsbeginn geändert:  

o Die Degression beträgt grundsätzlich 0,5 
Prozent pro Quartal. 

o Die Degression erhöht sich auf 1,27 Prozent 
pro Quartal, wenn mehr als 100MW im 
Betrachtungszeitraum zugebaut worden sind. 
Der Betrachtungszeitraum beträgt jeweils 12 
Monate (quartalsmäßige rollierende 
Betrachtung, wie beim bestehenden 
atmenden Deckel bei PV). Der Zubau im 
Betrachtungszeitraum bestimmt die Höhe der 
Degression für Anlagen, die 12 Monate 
später in Betrieb genommen werden." 

 

Unklar ist der genaue Inhalt der Ankündigung, die Voraus-
setzungen für die Förderung von Wasserkraft vereinfachen 
zu wollen. Unter umweltpolitischen Aspekten ist Bewirt-
schaftung von Gewässern zur Stromerzeugung wegen der 
damit verbundenen Eingriffe in die Gewässerökologie hoch 
umstritten. Es bleibt daher abzuwarten, ob mit der 
Vereinfachung der Fördervoraussetzungen auch eine 
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Absenkung der Anforderungen an den Umweltschutz 
einhergeht.   

V.  Vertrauensschutz / Übergangsrege-
lung 
Das Eckpunktepapier betont, dass Einvernehmen darüber 
besteht, dass in gesetzliche Zusagen nicht nachträglich 
eingegriffen werden soll und damit für Bestandsanlagen der 
Vertrauensschutz gewahrt werde.  

Geplant ist nach dem Eckpunktepapier, dass das neue 
EEG zum 1. August 2014 in Kraft tritt. Es soll auf alle 
Anlagen Anwendung finden, die ab dem 1. August 2014 in 
Betrieb genommen werden. Eine Ausnahme ist im 
Eckpunktepapier bereits jetzt für solche Onshore-
Windenergieanlagen vorgesehen, die vor dem 22. Januar 
2014 immissionsschutzrechtlich genehmigt wurden und vor 
dem 31. Dezember 2014 in Betrieb genommen werden. Für 
diese soll das EEG 2012 weiterhin Anwendung finden.  

VI. Besondere Ausgleichsregelung  
Das Eckpunktepapier sieht keine Änderungen im Bereich 
der grundsätzlichen Ausgestaltung des Wälzungs-
mechanismus vor. Allerdings wird mit der zu erwartenden 
Einschränkung der besonderen Ausgleichsregelung sowie 
der Einbeziehung des Eigenverbrauchs in die Verpflichtung 
zur Zahlung von EEG-Umlage eine größere Verteilungs-
basis für die Förderkosten geschaffen.  

Dabei hält die Bundesregierung grundsätzlich an der 
besonderen Ausgleichsregelung für stromintensive 
Unternehmen fest. Diese soll anhand objektiver, europa-
rechtskonformer Kriterien auf eine langfristig tragfähige 
Grundlage gestellt werden. In der Einleitung des 
Eckpunktepapiers wird dabei darauf hingewiesen, dass die 
besondere Ausgleichsregelung auf solche stromintensive 
Unternehmen beschränkt werden soll, die in einem inter-
nationalen Wettbewerb stehen. Schon bisher war der 
Schutz der internationalen Wettbewerbsfähigkeit das 
Regelungsziel der Besonderen Ausgleichsregelung, ohne 
dass es sich jedoch um ein formales Tatbestandsmerkmal 
handelte. Gleichwohl hat das BAFA auch bisher schon 
Angaben zur internationalen Wettbewerbssituation in den 
Antragsunterlagen mit eingefordert. Inwieweit die Erhebung 
zum Tatbestandsmerkmal zu einer Einschränkung des 
Kreises der Begünstigten und/oder zur Herstellung der 
Europarechtskonformität beitragen kann, ist daher im 
Einzelnen noch offen. Die Europäische Kommission will in 
ihrem Entwurf zu Leitlinien für Umweltbeihilfen jedenfalls 
nur eine solche internationale Wettbewerbssituation 

genügen lassen, sich diese auch über die Grenzen der EU 
hinaus auf Unternehmen aus Drittstaaten außerhalb der EU 
erstreckt.  

Die Formulierung im Eckpunktepapier, wonach die 
privilegierten Unternehmen einen "angemessenen Kosten-
beitrag" zu übernehmen haben, spricht jedenfalls dafür, 
dass auch für die weiterhin privilegierten Unternehmen der 
Eigenanteil zukünftig höher ausfallen wird. 

Zeitlich strebt die Bundesregierung jedenfalls eine Einigung 
mit der EU-Kommission an, die es den Unternehmen 
ermöglichen würde, im 3. Quartal 2014 die entsprechenden 
Anträge für das Jahr 2015 zu stellen.  

Des Weiteren wird auch eine Änderung der besonderen 
Ausgleichsregelung für Schienenbahnen angekündigt, die 
für alle Schienenverkehrsunternehmen eine gleichmäßige 
Beteiligung an den Kosten des Ausbaus der Erneuerbaren 
Energien herbeiführt und die in dem Eckpunktepapier 
konstatierte Begünstigung großer Verkehrsunternehmen im 
Rahmen der bisherigen Regelung beseitigt.  

VII. EEG-Pflicht für Eigenverbrauch 
Das Eckpunktepapier stellt darüber hinaus klar, dass der 
gesamte Eigenverbrauch / die gesamte Eigenstrom-
erzeugung in die Verpflichtung zur Zahlung der EEG-
Umlage einbezogen werden soll. Ausgenommen werden 
soll allein der sogenannte Kraftwerkseigenverbrauch. 
Ausweislich des Eckpunktepapiers bezieht sich diese 
Regelung auf alle "neuen" Eigenstromerzeuger, der 
Vertrauensschutz für bestehende Anlagen soll gewähr-
leistet werden. Nähere Details zu etwaigen Bedingungen 
für die Inanspruchnahme des Vertrauensschutzes werden 
jedoch nicht konkretisiert. Ausweislich des Eckpunkte-
papiers soll für die in die EEG-Umlage einbezogenen 
Eigenverbrauchslösungen die Wirtschaftlichkeit der 
entsprechenden Anlagen gewahrt bleiben, was darauf 
schließen lässt, dass diese zur Zahlung einer reduzierten 
EEG-Umlage verpflichtet werden. Eine nähere Konkreti-
sierung fehlt allerdings noch.  

Für kleinere Anlagen soll zudem eine Bagatellgrenze gelten, 
ohne dass bereits konkretisiert wird, bei welcher Anlagen-
größe diese Bagatellgrenze liegen wird.  
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UPDATE:  

"7. Eigenstromerzeugung und -verbrauch  

• Die Eigenstromerzeugung wird an den 
Ausbaukosten der erneuerbaren Energien 
beteiligt: 

• Bei einer Eigenstromerzeugung in 
Neuanlagen müssen 90 Prozent der Umlage 
gezahlt werden. 

• Dieser Betrag reduziert sich bei neuen 
Erneuerbare-Energien-und KWK-Anlagen 
sowie neuen Kuppelgasnutzungen auf 70 
Prozent. 

• Für Altanlagen wird die Begünstigung des 
Jahres 2013 in Höhe der EEG-Umlage von 
5,28Cent/kWh fortgeschrieben. 

• Es wird eine Bagatellgrenze eingeführt: (Alt-
und Neu-)Anlagen mit einer installierten 
Leistung von höchstens 10kW müssen für 
eine jährliche Stromerzeugung von höchstens 
10MWh keine EEG-Umlage zahlen. 

• Der Kraftwerkseigenverbrauch wird nicht 
belastet." 

 

 
VIII. Weiterer Fortgang der EEG-Novelle 
Ausweislich des Eckpunktepapiers ist für die EEG-Novelle 
der folgende Zeitplan vorgesehen:  

• 9. April 2014: voraussichtliche Verabschiedung 
des Gesetzgebungsentwurfs im Kabinett 

• 23. Mai 2014: erste Beratung im Bundestag 

• 26./27. Juni 2014: Beschluss des Gesetzgebungs-
entwurfs im Bundestag 

• 11. Juli 2014: Beschluss des Gesetzgebungs-
entwurfs im Bundesrat  

• 1. August 2014: Inkrafttreten des EEG 2.0 

 

IX. Fazit 
Die Reform des EEG ist sehr stark in den europäischen 
Kontext eingebettet. Ausweislich des Eckpunktepapiers 

laufen intensive Abstimmungsgespräche mit der 
Kommission. Insbesondere in Bezug auf die Besondere 
Ausgleichsregelung, aber auch der Umgestaltung des 
Förderkonzepts für Neuanlagen ist mit Spannung zu 
erwarten, inwieweit die in dem aufgezeigten Linien 
umgesetzt werden. 

Schon jetzt sorgen eine ganze Reihe der Vorschläge für 
erhebliche Diskussionen. Es wäre nicht das erste Mal, dass 
eine EEG-Novelle erheblichen Widerstand in den Bundes-
ländern erfährt. Die Ankündigungen des Eckpunktepapiers 
sind dabei an einer Vielzahl von Stellen insbesondere 
hinsichtlich der regelungstechnischen Umsetzung noch 
sehr offen gehalten. Insoweit ist ein entsprechender "Ver-
handlungsspielraum" vorhanden und die konkreten 
Auswirkungen der EEG-Novelle noch nicht absehbar.  

Das Tempo der Novelle ist hingegen nicht weniger hoch, 
als bei der Novelle zum EEG 2012. Eine ausführliche 
Auseinandersetzung mit strukturellen/systematischen 
Alternativvorschlägen ist offensichtlich nicht gewollt. Ob 
dies der Sache dient, ist angesichts der Bedeutung, die der 
EEG-Novelle zugemessen wird, jedoch fraglicher denn je. 
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Für nähere Erläuterungen steht Ihnen das 
Energierechtsteam von Clifford Chance gerne 
zur Verfügung. 
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